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Pressemitteilung des Bundesfinanzhofs vom 15.02.2006 
 

Es ist nicht ernstlich zweifelhaft, dass im zeitlichen Anwendungsbereich des AltEinkG (ab dem 1. Januar 2005) geleistete 
Beiträ ge zu den gesetzlichen Rentenversicherungen (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG) als Sonderausgaben nach nä herer Maßgabe 
der Überleitung in die sog. nachgelagerte Besteuerung (§ 10 Abs. 3 EStG) nur beschrä nkt abziehbar sind. Gegen diese 
gesetzliche Regelung bestehen bei summarischer Beurteilung keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken. 
 
EStG i.d.F. des AltEinkG § 9 Abs. 1 Satz 1, § 10 Abs. 1, 2, 3, 4a, § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa 
GG Art. 3 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 
FGO § 69 
Beschluss vom 1. Februar 2006 X B 166/05 

Vorinstanz: Niedersä chsisches FG vom 21. September 2005 3 V 295/05 

Grü nde 
 

I. 
Der im Jahre 1973 geborene Antragsteller und Beschwerdef ü hrer (Antragsteller) ist Angestellter. In seinem das Streitjahr 
2005 betreffenden Antrag auf Lohnsteuererm ä ßigung machte er geltend, die von ihm in diesem Jahr zu leistenden 
Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Rentenversicherung von 3 510 €  seien als vorweggenommene Werbungskosten zu 
berü cksichtigen. Auf der Lohnsteuerkarte sei ein Freibetrag von 1 888 €  einzutragen. Diesen Betrag ermittelte der 
Antragsteller in der Weise, dass er den gesetzlichen Arbeitnehmeranteil zur Rentenversicherung um einen nach seiner 
Darstellung als Altersvorsorgeaufwand bei den Sonderausgaben abziehbaren Betrag von 702 €  und um den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag nach § 9a des Einkommensteuergesetzes (EStG) kü rzte. Zur Begrü ndung trug er vor, auf Grund der im 
Rahmen des Alterseinkü nftegesetzes (AltEinkG) vom 5. Juli 2004 (BGBl I 2004, 1427) getroffenen Regelung sei davon 
auszugehen, dass er bei einem unterstellten Renteneintritt im Jahre 2038 seine zuk ü nftigen Renteneinnahmen zu 98 v.H. 
werde versteuern mü ssen.  
 
Der Antragsgegner und Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA--) lehnte den Antrag ab. Über die hiergegen beim 
Niedersä chsischen Finanzgericht (FG) erhobene Sprungklage hat das FG nach Lage der Akten noch nicht e ntschieden. Den 
vom Antragsteller beim FA gestellten Antrag, den Freibetrag im Wege der Aussetzung der Vollziehung (AdV) vorweg auf der 
Lohnsteuerkarte einzutragen, lehnte das FA ebenfalls ab. Hierauf stellte der Antragsteller beim FG den Antrag, den Betra g 
von 2 808 €  (3 510 €  Arbeitnehmeranteil zur gesetzlichen Rentenversicherung als vorweggenommene Werbungskosten bei 
den sonstigen Einkü nften gemä ß § 22 Nr. 1 EStG abzü glich 702 €  als Sonderausgaben gemä ß § 10c EStG berü cksichtigte 
Aufwendungen) im Wege der AdV auf der Lohnsteuerkarte einzutragen.  
 
Das FG hat den AdV-Antrag abgewiesen. Der Gesetzgeber habe im AltEinkG Beiträ ge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
gemä ß § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG dem Sonderausgabenabzug zugewiesen. Dass solche Aufwendungen im Streitjahr 
lediglich mit 60 v.H. berü cksichtigungsfä hig seien, sei nicht zu beanstanden. Der abziehbare Teil solcher 
Vorsorgeaufwendungen steige in der Folgezeit jä hrlich an und erreiche im Jahr 2025 100 v.H. Umgekehrt werde auch die 
nachgelagerte Rentenbesteuerung stufenweise umgesetzt. Im Jahr 2005 gelte ein Besteuerungsanteil von 50  v.H. Dieser 
erhö he sich fü r Rentner, deren Rente zu einem spä teren Zeitpunkt beginne. Erst bei Rentenbeginn im Jahr 2040 betrage der 
Besteuerungsanteil 100 v.H. Dieses System setze die Vorgaben im Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 
6. Mä rz 2002 2 BvL 17/99 (BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618) verfassungskonform um. Insbesondere werde bei 
typisierender Betrachtung eine Doppelbesteuerung vermieden.  
 
Mit seiner Beschwerde macht der Antragsteller weiterhin geltend, die von ihm geleisteten Rentenversicherungsbeitr ä ge 
seien Werbungskosten i.S. von § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG. Die Aufwendungen dienten objektiv und subjektiv der Erzielung 
kü nftiger steuerpflichtiger Renteneinnahmen. Denn auf Grund der durch das AltEinkG geschaffenen Neuregelung seien nicht 
nur die Erträ ge des Rentenrechts, sondern grundsä tzlich die gesamten Renteneinnahmen der Besteuerung unterworfen. 
Eine bloße Berü cksichtigung als Sonderausgaben scheide aber gemä ß dem ausdrü cklichen Wortlaut des Einleitungssatzes 
des § 10 Abs. 1 EStG dann aus, wenn die Aufwendungen materiell-rechtlich Werbungskosten oder Betriebsausgaben seien. 
Ein unbeschrä nkter Werbungskostenabzug folge auch aus dem objektiven Nettoprinzip. Durch die Zuordnung zu den --
beschrä nkt abziehbaren-- Sonderausgaben verstoße der Gesetzgeber gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG), weil er 
den Grundsatz der Folgerichtigkeit nicht beachte. Selbst wenn eine Zuordnung zu den Sonderausgaben 
verfassungsrechtlich zulä ssig sein sollte, wä re es fü r den Antragsteller jedenfalls nicht zumutbar, die Abziehbarkeit seiner 
Rentenversicherungsbeiträ ge im Jahr 2005 auf 60 v.H. der Aufwendungen zu beschrä nken. Denn voraussichtlich mü sse er 
nach der auf Grund des AltEinkG gegebenen Rechtslage seine Renteneinnahmen mit 98 v.H. versteuern. Zumindest zu 
diesem Prozentsatz sei ein steuermindernder Abzug geboten. Erst recht sei es verfassungsrechtlich bedenklich, im Ergebnis 
lediglich 20 v.H. der von ihm im Jahr 2005 zu leistenden Rentenversicherungsbeiträ ge zum (Sonderausgaben-)Abzug 
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zuzulassen: Dieser Prozentsatz ergebe sich daraus, dass 60 v.H. des Arbeitgeberanteils zur Rentenversicherung als 
Altersvorsorgeaufwand behandelt wü rden, der Gesamtaufwand aber um 100 v.H. dieses Arbeitgeberanteils gekü rzt werde. 
Die volle Abziehbarkeit der Rentenversicherungsbeiträ ge folge auch aus dem subjektiven Nettoprinzip. Danach seien 
diejenigen notwendigen Privatausgaben zum Abzug zuzulassen, denen sich der Steuerpflichtige aus tatsä chlichen und 
rechtlichen Grü nden nicht entziehen kö nne. Eine lediglich beschrä nkte Abziehbarkeit der Rentenversicherungsbeiträ ge lasse 
sich nicht mit der Haushaltslage der ö ffentlichen Hand rechtfertigen. Diese habe verfassungsrechtlich keinen Vorrang vor 
den Interessen des Bü rgers auf eine sachgerechte Besteuerung. 
 
Der Antragsteller beantragt, den Beschluss der Vorinstanz vom 21. September 2005 aufzuheben und im Wege der AdV auf 
seiner Lohnsteuerkarte fü r 2005 einen Freibetrag von 2 808 €  einzutragen. 
 
Das FA beantragt, die Beschwerde zurü ckzuweisen. 

II. 
Die zulä ssige Beschwerde ist unbegrü ndet und daher zurü ckzuweisen. Das FG hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass 
an der Rechtmä ßigkeit des angefochtenen Bescheids ü ber die Ablehnung des Antrags auf Eintragung eines Freibetrags auf 
der Lohnsteuerkarte 2005 keine ernsthaften Zweifel bestehen. Die vom Antragsteller im Jahr 2005 voraussichtlich zu 
leistenden Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Rentenversicherung sind nicht eintragungsfä hige 
Altersvorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG. Hiergegen bestehen auch keine durchgreifenden 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 
 
1. Der AdV-Antrag ist zulä ssig.  
 
a) Ein Antrag auf vorlä ufige Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte ist im AdV-Verfahren statthaft, wenn das 
FA die Eintragung eines solchen Freibetrags ablehnt (Senatsbeschluss vom 12. April 1994 X S 20/93, BFH/NV 1994, 783).  
 
b) Auch sind die Zugangsvoraussetzungen des § 69 Abs. 4 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) erf ü llt. Nach dieser 
Vorschrift ist ein beim FG zu stellender AdV-Antrag grundsä tzlich nur zulä ssig, wenn die Behö rde einen dort gestellten 
Antrag auf AdV ganz oder zum Teil abgelehnt hat. Aus dem Normzweck dieser Vorschrift hat die Rechtsprechung abgeleitet, 
dass die Voraussetzungen dann nicht erfü llt sind, wenn dem Gericht ein vö llig neuer Problembereich unterbreitet wird, der 
zuvor noch nicht Gegenstand der Prü fung durch die Finanzbehö rde gewesen ist (Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- 
vom 13. Dezember 1999 III B 15/99, BFH/NV 2000, 827). Diese Grundsä tze lassen sich aber nicht auf den Fall ü bertragen, 
dass ein Antragsteller die vorlä ufige Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte begehrt, diesen Antrag aber 
betragsmä ßig auf den ursprü nglichen Antrag begrenzt hat und er ihn nunmehr im Hinblick auf einen anderen rechtlichen 
Gesichtspunkt betragsmä ßig erweitert. Dies gilt jedenfalls dann, wenn der urspr ü ngliche Antrag der Finanzbehö rde Anlass 
zu der Überlegung geboten hat, den Antrag auch unter diesem Gesichtspunkt zu ü berdenken. Diese Voraussetzungen sind 
im Streitfall gegeben. Denn der ursprü ngliche Antrag ging dahin, die Rentenversicherungsbeiträ ge als Werbungskosten bei 
den Einkü nften aus nichtselbstä ndiger Arbeit einzutragen. Demgegenü ber begehrt der Antragsteller nunmehr die Eintragung 
dieser Beiträ ge unter dem Gesichtspunkt, sie seien vorweggenommene Werbungskosten bei den sonstigen Eink ü nften 
gemä ß § 22 Nr. 1 EStG.  
 
2. Gemä ß § 69 Abs. 3 FGO kann das Gericht der Hauptsache die Vollziehung eines Verwaltungsakts aussetzen, wenn 
ernstliche Zweifel an dessen Rechtmä ßigkeit bestehen. Ernstliche Zweifel liegen vor, wenn neben f ü r die Rechtmä ßigkeit 
sprechenden Umstä nden gewichtige, gegen die Rechtmä ßigkeit sprechende Grü nde zutage treten, die Unentschiedenheit 
oder Unsicherheit in der Beurteilung der Rechtsfragen oder Unklarheit in der Beurteilung der Tatfragen bewirken (st ä ndige 
Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschluss vom 11. Juni 2003 IX B 16/03, BFHE 202, 53, BStBl II 2003, 663, m.w.N.). 
 
Diese Voraussetzungen liegen im Streitfall nicht vor. Bei der gebotenen summarischen Pr ü fung hat der Senat keine 
ernstlichen Zweifel daran, dass die vom Antragsteller im Streitjahr 2005 zu leistenden Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen 
Rentenversicherung auch im Geltungsbereich des AltEinkG --nichteintragungsfä hige-- Sonderausgaben gemä ß § 10 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst. a EStG sind.  
 
3. Die hier fraglichen Aufwendungen sind nicht eintragungsfä hig.  
 
a) Gemä ß § 39a Abs. 1 Nr. 1 EStG kö nnen auf der Lohnsteuerkarte u.a. bei den Eink ü nften aus nichtselbstä ndiger Arbeit 
anfallende Werbungskosten eingetragen werden, soweit sie den Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 
EStG) ü bersteigen. Zudem kann als Freibetrag gemä ß § 39a Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b EStG die negative Summe der Einkü nfte 
i.S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, 6 und 7 EStG und der negativen Einkü nfte i.S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG 
eingetragen werden. Dagegen sind Sonderausgaben i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG nicht eintragungsfä hig, weil 
§ 39 Abs. 1 Nr. 2 EStG nur andere Sonderausgaben anspricht und Sonderausgaben i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a 
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EStG im Wege der Vorsorgepauschale gemä ß § 10c Abs. 2 und 3 EStG berü cksichtigt werden (Schmidt/Drenseck, 
Einkommensteuergesetz, 24. Aufl., § 39a Rz. 3). 
 
b) Ob Beiträ ge zur gesetzlichen Rentenversicherung (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG i.d.F. des AltEinkG) unbeschrä nkt 
abziehbare vorweggenommene Werbungskosten i.S. von § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG bei den sonstigen Einkü nften gemä ß § 22 
Nr. 1 EStG oder lediglich beschrä nkt abziehbare Sonderausgaben i.S. von § 10 Abs. 3, Abs. 4a EStG darstellen, wird 
unterschiedlich beurteilt. Die Finanzverwaltung (Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 24. Februar 
2005, BStBl I 2005, 429 Tz. 1 f.; Oberfinanzdirektion Mü nster, Verfü gung vom 17. Mai 2005, Der Betrieb --DB-- 2005, 1250) 
und ein Teil der Literatur (Jachmann, Deutsche Rentenversicherung-Schriften --DRV-Schriften-- Band 51, 125; Myßen, Neue 
Wirtschafts-Briefe --NWB--, Fach 3, 13095; Musil, Steuer und Wirtschaft --StuW-- 2005, 278; Risthaus, DB 2004, 1329; 
Schmidt/Heinicke, a.a.O., § 10 Rz. 80; Weber-Grellet, Deutsches Steuerrecht --DStR-- 2004, 1721) behandeln solche 
Aufwendungen als lediglich beschrä nkt abziehbare Sonderausgaben. Von in vollem Umfang ber ü cksichtigungsfä higen 
Werbungskosten gehen hingegen das FG Niedersachsen (Beschluss vom 23. Mai 2005 7 S 4/03, Entscheidungen der 
Finanzgerichte --EFG-- 2005, 1184) und ein anderer Teil der Literatur aus (Balke, Finanz-Rundschau --FR-- 2005, 1143; 
Hahn, juris PraxisReport Steuerrecht 35/2005 Anm. 4; Hegemann/Querbach, Die Steuerberatung --Stbg-- 2005, 245; Hey, 
DRV 2004, 1; Intemann/ Cö ster, DStR 2005, 1921; Heidrich, FR 2004, 1321; ders. in DStR 2005, 861; Heine, Zeitschrift fü r 
Rechtspolitik --ZRP-- 2002, 479; Kulosa in Herrmann/Heuer/ Raupach --HHR--, Einkommensteuer- und 
Kö rperschaftsteuergesetz, Kommentar, Jahresband 2003-2005, § 10 EStG Anm. J 04-8; Kreft, Gestaltende Steuerberatung -
-GStB-- 2005, 279: "grober handwerklicher Fehler des Gesetzgebers; Neufang, Stbg 2004, 551; Ruland, Festschrift f ü r Peter 
Selmer 2005, 889; H.P. Schneider, Die Information ü ber Steuer und Wirtschaft --Inf-- 2002, 289; Seifert, GStB 2005, 240; 
Sö hn, StuW 2003, 332). 
 
c) Der erkennende Senat schließt sich der ersteren Meinung an. Dass die hier fraglichen Vorsorgeaufwendungen im 
zeitlichen Anwendungsbereich des AltEinkG keine --unbeschrä nkt abziehbaren-- vorweggenommenen Werbungskosten, 
sondern nach Maßgabe des § 10 Abs. 3 EStG nur beschrä nkt abziehbare Sonderausgaben sind, folgt aus dem Wortlaut des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, Abs. 3 und Abs. 4a EStG, dem systematischen Zusammenhang dieser Vorschriften mit § 22 
Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa, Satz 3 EStG sowie dem hinreichend erkennbar gewordenen Willen des Gesetzgebers, der seinen 
Niederschlag im Gesetz gefunden hat.  
 
4. Einschlä gig fü r die Lö sung des hier zur Entscheidung gestellten Rechtsproblems sind die folgenden gesetzlichen 
Bestimmungen.  
 
a) Die Weichenstellung zwischen den Aufwendungen fü r die Erwerbssphä re und den der Privatsphä re zuzuordnenden 
Sonderausgaben wird --zunä chst generalisierend (lex generalis)-- durch den Einleitungssatz des § 10 Abs. 1 EStG in der 
Weise gezogen, dass der gesamte Katalog der Sonderausgaben gemä ß § 10 Abs. 1 Nr. 1 ff. EStG von vornherein nicht 
anwendbar ist, wenn die fraglichen Aufwendungen nach ihrer materiellen Rechtsnatur Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten sind. Mit dieser normativen Verzweigung bringt § 10 Abs. 1 Satz 1 EStG zum Ausdruck, dass der 
Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzug gegenü ber dem Sonderausgabenabzug vorrangig ist. Die Norm kn ü pft an 
§ 2 EStG an, wonach im Rahmen der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens zun ä chst die Einkü nfte (§ 2 Abs. 2 
EStG) zu ermitteln sind und der Gesamtbetrag der Eink ü nfte (§ 2 Abs. 3 EStG) u.a. um die Sonderausgaben zu k ü rzen ist 
(§ 2 Abs. 4 EStG). Die Zuweisung zur Sphä re der Einkü nfteermittlung ist endgü ltig, wenn und soweit nicht fü r eine 
Katalogposition des § 10 Abs. 1 EStG spezialgesetzlich eine Ausnahme normiert wird. Dies ist hier --wie darzulegen sein 
wird (s. unten 5.)-- der Fall.  
 
b) Werbungskosten sind gemä ß § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der 
Einnahmen. Nach Satz 2 dieser Vorschrift sind sie bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. Bezogen auf 
den hier zu beurteilenden Streitpunkt wird geltend gemacht, die Beitr ä ge zur gesetzlichen Rentenversicherung seien ihrer 
Rechtsnatur nach vorweggenommene Werbungskosten bei den Alterseinkü nften.  
 
aa) Ausgehend von der durch das AltEinkG vollzogenen Ä nderung der Besteuerung von Zufl ü ssen aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung kö nnte die Annahme nahe liegen, dass die Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Rentenvers icherung, 
jedenfalls soweit sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit (voraussichtlich) ab dem Jahr 2040 beginnenden und sodann in 
vollem Umfang steuerbaren Renten stehen, ihrer Rechtsnatur nach vorab entstandene Werbungskosten i.S. von § 9 Abs. 1 
Satz 1 EStG bei den sonstigen Einkü nften gemä ß § 22 Nr. 1 EStG sind (z.B. Musil, StuW 2005, 278; Sö hn, StuW 2003, 332; 
Ruland, a.a.O., 2005, 889). Denn die Aufwendungen dienen der Erlangung steuerpflichtiger Einnahmen. Insoweit k ö nnte die 
Rechtslage vergleichbar sein mit derjenigen bei Zahlungen zur Abwendung von Pensionsk ü rzungen nach bzw. zum Zweck 
der Durchfü hrung eines Versorgungsausgleichs, weil jene "den ungeschmä lerten Zufluss der nachträ glichen Einnahmen aus 
nichtselbstä ndiger Arbeit sicherstellen sollen" (BMF-Schreiben vom 20. Juli 1981 IV B 1 -S 1900- 25/80, BStBl I 1981, 567, 
dort Tz. 2).  
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bb) Dem kö nnte auch nicht entgegengehalten werden, dass die Rechtsprechung es nach der bis zum 31.  Dezember 2004 
gegebenen Rechtslage abgelehnt hat, Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Rentenversicherung im Hinblick darauf als 
vorweggenommene Werbungskosten bei den sonstigen Eink ü nften i.S. von § 22 Nr. 1 EStG zu berü cksichtigen, dass dem 
Steuerpflichtigen ab dem Zeitpunkt des Rentenbeginns steuerpflichtige Einnahmen zufließen werden (vgl. BFH-Urteile vom 
29. Juli 1986 IX R 206/84, BFHE 147, 176, BStBl II 1986, 747, und vom 21. Juli 2004 X R 72/01, BFH/NV 2005, 513; kritisch 
hierzu Sö hn, StuW 2003, 332, und Heidrich, DStR 2005, 861). Denn nicht die R ü ckzahlung des auf diese Weise 
angesammelten Rentenkapitals, sondern nur der mittels dieses Kapitals erwirtschaftete Ertrag unterlag der Besteuerung. 
Dieser Gesichtspunkt ist aber mö glicherweise nicht mehr tragfä hig, wenn der Gesetzgeber nach seiner neuen gesetzlichen 
Konzeption bei Renten, die erst nach Ablauf der bis zum Jahr 2039 geltenden Übergangsregelung beginnen, die 
Rentenzuflü sse im vollem Umfang der Besteuerung unterwirft. 
 
cc) Auch soweit das AltEinkG gesetzliche Altersrenten, die vor dem Jahr 2040 beginnen, nur ante ilig der Besteuerung 
unterwirft (§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa Satz 3 EStG), ergeben sich keine Besonderheiten. Das gesetzliche 
Regelungskonzept strebt an, dass Leistungen aus gesetzlichen Renten, auch wenn diese vor dem Jahr 2040 beginnen, ab 
dem Jahr 2005 der sog. nachgelagerten Besteuerung unterliegen. Dies zeigt sich auch daran, dass der Gesetzgeber in § 22 
Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa Satz 4 EStG den nicht der Besteuerung unterliegenden Teil der Rente als Freibetrag ausgestaltet 
hat. Auch dieser Teil der zufließenden Renteneinnahmen stellt mithin steuerbares Einkommen dar, das lediglich deshalb 
steuerfrei zu lassen ist, um dem Regelungsauftrag des BVerfG in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618 (unter D. II.) zu 
entsprechen, wonach Rentenzahlungen, die auf versteuertem Einkommen beruhen, insoweit nicht erneut der Besteuerung 
unterworfen werden dü rfen (vgl. Intemann/Cö ster, DStR 2005, 1921). Vor diesem Hintergrund kann sich in 
rechtssystematischer Hinsicht allein die Frage stellen, ob ein --etwaiger-- Werbungskostenabzug durch unmittelbare oder 
analoge Anwendung von § 3c Abs. 1 EStG zu begrenzen ist, wenn die Rentenversicherungsbeiträ ge im Zusammenhang mit 
(voraussichtlich) vor dem Jahr 2040 beginnenden gesetzlichen Altersrenten geleistet werden (vgl. hierzu  Heidrich, FR 2004, 
1321; Kulosa in HHR, a.a.O., § 10 EStG Anm. J 04-8). 
 
dd) Der Senat weist darauf hin, dass im vorliegenden Verfahren eine abschließende Entscheidung ü ber die materielle 
Rechtsnatur der Vorsorgeaufwendungen nicht zu treffen ist.  
 
c) § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG i.d.F. des AltEinkG regelt die Abziehbarkeit u.a. von Beiträ gen zu den gesetzlichen 
Rentenversicherungen. § 10 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG bestimmt: "Zu den Beiträ gen nach Buchstabe a und b ist der nach § 3 
Nr. 62 steuerfreie Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung und ein diesem gleichgestellter steuerfreier 
Zuschuss des Arbeitgebers hinzuzurechnen." Nach § 10 Abs. 3 Satz 1 EStG sind "Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 
Nr. 2 Satz 2 ... bis zu 20 000 Euro zu berü cksichtigen". Bei zusammenveranlagten Ehegatten verdoppelt sich der 
Hö chstbetrag (§ 10 Abs. 3 Satz 2 EStG). Der Hö chstbetrag nach Satz 1 oder 2 ist bei Steuerpflichtigen, die zum 
Personenkreis des § 10c Abs. 3 Nr. 1 und 2 EStG gehö ren oder Einkü nfte i.S. des § 22 Nr. 4 EStG erzielen und die ganz 
oder teilweise ohne eigene Beitragsleistungen einen Anspruch auf Altersversorgung erwerben, um den Betrag zu k ü rzen, 
der, bezogen auf die Einnahmen aus der Tä tigkeit, die die Zugehö rigkeit zum genannten Personenkreis begrü nden, dem 
Gesamtbeitrag (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) zur allgemeinen Rentenversicherung entspricht (§ 10 Abs. 3 Satz 3 
EStG). Gemä ß § 10 Abs. 3 Satz 4 EStG sind im Kalenderjahr 2005 die nach § 10 Abs. 3 Sä tze 1 bis 3 EStG ermittelten 
Vorsorgeaufwendungen mit 60 v.H. anzusetzen. § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG zieht hieraus die rechtliche und rechnerische 
Konsequenz wie folgt (Hervorhebung nicht im Original):  
 
"Der sich danach ergebende Betrag, vermindert um den nach § 3 Nr. 62 steuerfreien Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen 
Rentenversicherung und einen diesem gleichgestellten steuerfreien Zuschuss des Arbeitgebers, ist als Sonderausgabe 
abziehbar." 
 
Der in § 10 Abs. 3 Satz 4 EStG genannte Vomhundertsatz erhö ht sich nach Satz 6 dieser Vorschrift in den folgenden 
Kalenderjahren bis zum Kalenderjahr 2025 um je 2 vom-Hundert-Punkte je Kalenderjahr. 
 
d) § 10 Abs. 4a EStG sieht eine sog. Gü nstigerprü fung vor: Hiernach sind Vorsorgeaufwendungen nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 
mit den zum Abzug zugelassenen Beträ gen der Vorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 3 EStG in der fü r das 
Kalenderjahr 2004 geltenden Fassung anzusetzen, wenn dies g ü nstiger ist als ein Abzug nach § 10 Abs. 3 und 4 EStG i.d.F. 
des AltEinkG. Hierdurch will der Gesetzgeber gewä hrleisten, dass Arbeitnehmer mit kleinem Einkommen, die nach der 
bisherigen Rechtslage in der Lage waren, ihre Sozialversicherungsbeitr ä ge in vollem Umfang als Sonderausgaben geltend 
zu machen, weil diese die damaligen gesetzlichen Hö chstbeträ ge nicht ü berstiegen haben, sich durch die Neuregelung nicht 
steuerlich verschlechtern (BTDrucks 15/2150, S. 35).  
 
e) Die ab dem Rentenbeginn zugeflossenen Leibrenten und anderen Leistungen (u.a.) aus gesetzlichen 
Rentenversicherungen gehö ren nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa Satz 1 ff. EStG i.d.F. des AltEinkG zu den sonstigen 
Einkü nften. Der der Besteuerung unterliegende Teil dieser Zufl ü sse richtet sich nach Satz 3 dieser Vorschrift nach dem Jahr 
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des Rentenbeginns. Dieser Besteuerungsanteil beträ gt fü r Renten, die bis 2005 beginnen, nach der in Satz 3 eingefü gten 
Tabelle 50 v.H. Er erhö ht sich schrittweise fü r spä ter beginnende Renten und wä chst fü r 2040 und spä ter beginnende 
Renten auf 100 v.H. an.  
 
f) Diese gesetzliche Regelung hat den folgenden Hintergrund:  
 
aa) Das BVerfG hat die unterschiedliche Besteuerung der Beamtenpensionen nach § 19 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 EStG i.d.F. vor 
dem AltEinkG einerseits und von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung andererseits teilweise f ü r 
verfassungswidrig erklä rt. Die Verfassungswidrigkeit ergab sich daraus, dass zufließende Versorgungsbezü ge grundsä tzlich 
in vollem Umfang der Besteuerung unterliegen. Hingegen waren Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung nur mit 
dem in den Zuflü ssen enthaltenen Zinsertrag (dem sog. Ertragsanteil) besteuert worden. Der nicht vom Ertragsanteil erfasste 
Teil des Zuflusses war als Rü ckzahlung des Rentenkapitals und damit als Vorgang im Bereich der nichtsteuerbaren 
Umschichtung von Privatvermö gen beurteilt worden. Demgegenü ber ergab sich die "beträ chtliche" und daher 
verfassungsrechtlich nicht hinnehmbare unterschiedliche steuerliche Belastung aus der Zusammenschau der folgenden drei 
Aspekte: der unterschiedlichen einkommensteuerlichen Belastung beider Vergleichsgruppen in der Nacherwerbsphase, der 
Realitä tsferne des bei der Ertragsanteilsbesteuerung gesetzlich unterstellten Anteils eines Kapitalr ü ckflusses sowie 
schließlich der unterschiedlichen steuerlichen Belastung in der Erwerbsphase (BVerfG in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 
618, unter A. I. 5.). Die vollumfä ngliche Besteuerung der Versorgungsbezü ge einerseits und die bloße Besteuerung des 
Ertragsanteils der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung andererseits f ü hrte zu einer wegen Verletzung von Art. 3 
Abs. 1 GG verfassungsrechtlich nicht hinnehmbaren unterschiedlichen Behandlung, soweit die Zahlungen der 
Rentenversicherung auf dem Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung und auf staatlichen Transferzahlungen 
beruhten und damit nicht auf versteuertes Einkommen des Versicherungsnehmers zurü ckgefü hrt werden konnten. 
 
Das BVerfG hat dem Gesetzgeber aufgegeben, die Rechtslage bis zum Jahresbeginn 2005 zu bereinigen. Im 3.  Leitsatz 
seines Urteils hat es entschieden: "Der Gesetzgeber hat im Rahmen der gebotenen Neuregelung die Besteuerung v on 
Vorsorgeaufwendungen fü r die Alterssicherung und die Besteuerung von Bezü gen aus dem Ergebnis der 
Vorsorgeaufwendungen so aufeinander abzustimmen, dass eine doppelte Besteuerung vermieden wird." In den 
Entscheidungsgrü nden ist vermerkt, es werde Aufgabe des Gesetzgebers sein, "sich vor dem Hintergrund des breiten 
Spektrums der seit langem aufbereiteten Reformalternativen f ü r ein Lö sungsmodell zu entscheiden und dieses folgerichtig 
auszugestalten". Insoweit werde der Gesetzgeber sich an ö konomisch sachverstä ndigen Berechnungen orientieren kö nnen. 
Das BVerfG hat dem Gesetzgeber in diesem Zusammenhang die Befugnis zu vertrauenssch ü tzenden Übergangsregelungen 
eingerä umt.  
 
bb) Der Gesetzgeber hat in § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a EStG i.d.F. des AltEinkG angeordnet, dass zu 
den als Sonderausgaben abzugsfä higen Vorsorgeaufwendungen u.a. Beiträ ge zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
gehö ren. Er ist nicht dem Vorschlag der vom BMF eingesetzten Sachverstä ndigenkommission zur Neuordnung der 
steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbez ü gen (kü nftig: Kommission) gefolgt, diese 
Aufwendungen zum Werbungskostenabzug zuzulassen. Die Kommission hatte in ihrem Abschlussbericht deren Abzug als 
vorweggenommene Werbungskosten vorgeschlagen (Kommissionsbericht, Schriftenreihe des BMF, Band 74, insbesondere 
S. 4 f., 13, 21). Die Abziehbarkeit sollte nach einem Stufenplan f ü r im Jahr 2005 geleistete Altersvorsorgeaufwendungen mit 
60 v.H. beginnen. Der steuerlich freizustellende Anteil sollte jä hrlich um zwei Punkte ansteigen und im Jahr 2025 eine 
vollstä ndige Freistellung erreichen (Kommissionsbericht, a.a.O., S. 35 f.). Der Gesetzgeber hat den Vorschlag der 
Berü cksichtigungsfä higkeit solcher Aufwendungen als Werbungskosten nicht aufgegriffen, hingegen den von der 
Kommission vorgeschlagenen Stufenplan im Rahmen des bis zum Jahr 2025 prozentual beschr ä nkten 
Sonderausgabenabzugs (§ 10 Abs. 3 Satz 4 ff. EStG) verwirklicht.  
 
Der Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens des mit textgleichen Entwü rfen der Fraktionen SPD und Bü ndnis 90/Die Grü nen 
(BTDrucks 15/2150) und der Bundesregierung (BTDrucks 15/2563, BTDrucks 15/2592) eingeleiteten 
Gesetzgebungsverfahrens ist dargestellt im Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundestags vom 29.  April 2004 
(BTDrucks 15/3004, S. 1 ff., 6).  
 
cc) Den lediglich beschrä nkten Abzug u.a. von Beiträ gen zur gesetzlichen Rentenversicherung hat der Gesetzgeber "mit 
untragbaren Haushaltsrisiken" begrü ndet (vgl. Begrü ndung des Gesetzesentwurfs der Fraktionen SPD und Bü ndnis 90/Die 
Grü nen vom 9. Dezember 2003, BTDrucks 15/2150, S. 22 - kü nftig: Gesetzesentwurf; ebenso Bericht des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundestags vom 29. April 2004, BTDrucks 15/3004, S. 8, 13). Dem u.a. von der Fraktion 
der FDP eingebrachten Entschließungsantrag vom 28. April 2004 (BTDrucks 15/2988), die ab dem Jahr 2005 geleisteten 
Altersvorsorgebeiträ ge bis zu den der Beitragsbemessungsgrenze entsprechenden Hö chstbeträ gen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung in vollem Umfang zum Abzug zuzulassen, ist der Gesetzgeber nicht gefolgt (vgl. Bericht des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundestags, BTDrucks 15/3004, S. 13).  
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dd) Den fü r die Abzugsfä higkeit von Altersvorsorgeaufwendungen geltenden Stufenplan hat der Gesetzgeber mit der in § 22 
Nr. 1 Satz 3, Buchst. a, aa Satz 3 EStG getroffenen Regelung inhaltlich abgestimmt, wonach sich der Besteuerungsanteil 
der Rente schrittweise von zunä chst 50 v.H. auf 100 v.H. erhö ht. Diese Abstimmung ist nicht in der Weise erfolgt, dass der 
nach der gesetzlichen Regelung abziehbare Teil der Altersvorsorgeaufwendungen mit dem (voraussichtlich) der 
Besteuerung unterliegenden Teil der Rente korrelieren w ü rde (kritisch aus diesem Grund Kulosa in HHR, a.a.O., Vor § 22 
EStG Anm. J 04-8). Stattdessen hat der Gesetzgeber im Ergebnis auf die von der Kommission angestellten 
Modellrechnungen (Kommissionsbericht, S. 50 ff.) zurü ckgegriffen. In diesen ist die Kommission zu dem Ergebnis gelangt, 
die stufenweise Anhebung des abziehbaren Teils der Altersvorsorgeaufwendungen abhä ngig vom Jahr der jeweiligen 
Leistung der Aufwendungen einerseits und des vom Jahr des Rentenbeginns abh ä ngigen Besteuerungsanteils andererseits 
bewirke, dass unter Zugrundelegung realistischer Annahmen die nach den Vorgaben des BVerfG verbotene 
Zweifachbesteuerung vermieden werde (Kommissionsbericht, S. 50 f.; Gesetzesentwurf, BTDrucks 15/2150, S. 2, 39 f.). 
Hierbei geht der Gesetzesentwurf davon aus, "dass § 22 Nr. 1 Satz 3, Buchst. a, aa, S. 3 EStG spiegelgleich zu § 10 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst. a und b EStG den Systemwechsel hin zu einer vollstä ndigen nachgelagerten Besteuerung von Leibrenten aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen (u.a.) regelt". Zugleich wird ber ü cksichtigt, dass in einer Übergangsphase ein Teil 
der Rentenbeiträ ge aus versteuertem Einkommen geleistet wurde und aus verfassungsrechtlichen Gr ü nden keine sofortige 
Vollbesteuerung der Renten zulä ssig ist. Diese verfassungsrechtlichen Vorgaben sieht der Gesetzgeber durch das 
Zusammenwirken beider Vorschriften als gewahrt an (Gesetzesentwurf, BTDrucks 15/2150, S. 39 f.). Ob diese Annahme 
des Gesetzgebers zutrifft, insbesondere ob dieser von realit ä tsgerechten und einer verfassungsrechtlichen Überprü fung 
standhaltenden Annahmen ausgegangen ist, kann zunä chst dahinstehen (vgl. hierzu unten bei 7. b), weil es vorliegend 
darum geht, in einem ersten Schritt dem gesetzgeberischen Willen zur Abziehbarkeit der Altersvorsorgeaufwendungen 
Rechnung zu tragen. 
 
5. Der erkennende Senat lä sst die Frage nach dem Charakter der Vorsorgeaufwendungen "gem ä ß ihrer Rechtsnatur" 
dahingestellt. Denn der Gesetzgeber hat die hier fraglichen Vorsorgeaufwendungen jedenfalls mit konstitutiver Wirkung 
durch § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG den Sonderausgaben (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG i.d.F. des AltEinkG) zugewiesen. Er hat mithin 
fü r diese Aufwendungen eine Sonderregelung getroffen, die Sperrwirkung gegen ü ber der Anwendung der generellen 
Regelung des § 10 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG entfaltet. Dies wird durch § 10 Abs. 4a EStG sowie durch 
den Willen des historischen Gesetzgebers bestä tigt, der im Gesetzeswortlaut einen hinreichend deutlichen Ausdruck 
gefunden hat. Ein anderes Auslegungsergebnis wü rde dem vom Gesetzgeber erkennbar gewollten Verhä ltnis der 
Korrespondenz zwischen Abziehbarkeit von Vorsorgeaufwendungen und der Steuerbarkeit der entsprechenden 
Alterseinkü nfte keinen relevanten Anwendungsbereich belassen und wä re schon deswegen nicht zu befü rworten.  
 
a) § 10 EStG i.d.F. des AltEinkG enthä lt in Bezug auf Vorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG sich scheinbar 
widersprechende Aussagen. Einerseits ordnet § 10 Abs. 1 Satz 1 EStG an, dass die in § 10 EStG genannten Aufwendungen 
dann keine Sonderausgaben sind, wenn sie Werbungskosten oder Betriebsausgaben sind. Sofern man Arbeitnehmeranteile 
zur gesetzlichen Rentenversicherung und andere Vorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG als 
vorweggenommene Werbungskosten bei den sonstigen Eink ü nften beurteilt --was indes nicht fü r alle im Anwendungsbereich 
des AltEinkG in Betracht kommenden Fallgestaltungen zweifelsfrei ist-- kommt ein Sonderausgabenabzug nicht in Betracht; 
diese "Verzweigung" wü rde zu einer grundsä tzlich unbeschrä nkten Abziehbarkeit von Werbungskosten fü hren.  
 
Andererseits qualifiziert § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG den steuerlich abziehbaren (End-)Betrag ausdrü cklich als Sonderausgabe 
und ordnet damit den rechnerisch ermittelten Betrag der Vorsorgeaufwendungen den Sonderausgaben zu. Das 
widerstreitende Verhä ltnis zu § 10 Abs. 1 Satz 1 EStG ist nach dem Grundsatz vom Vorrang der speziellen Norm in der 
Weise aufzulö sen, dass die in § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG enthaltene spezielle Zuweisung zu den Sonderausgaben dem 
Einleitungssatz des § 10 Abs. 1 EStG vorgeht. Den gesetzgeberischen Willen, in der ab dem Jahr 2005 beginnenden 
Übergangsphase Beiträ ge zur gesetzlichen Rentenversicherung und andere Altersvorsorgeaufwendungen nicht in vollem 
Umfang als Werbungskosten, sondern prozentual begrenzt als Sonderausgaben zum Abzug zuzulassen, belegt auch die in 
§ 10 Abs. 4a EStG vorgesehene Gü nstigerprü fung: Auch diese hä tte keinen sinnvollen Anwendungsbereich, wenn die 
Beiträ ge zur gesetzlichen Rentenversicherung ohnehin in vollem Umfang als vorweggenommene Werbungskosten 
abziehbar wä ren.  
 
b) Die von Teilen der Literatur bef ü rwortete Auffassung, ein in § 10 Abs. 1 Satz 1 EStG angeordneter Vorrang der 
Werbungskosten sei auch auf Aufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG zu erstrecken (so z.B. Balke, FR 2005, 1143; 
Intemann/Cö ster, DStR 2005, 1921, 1923; Kreft, GStB 2005, 279; Kulosa in HHR, a.a.O., § 10 EStG Anm. J 04-8; Seifert, 
GStB 2005, 240, 241; ebenso FG Niedersachsen, Beschluss in EFG 2005, 1184 zu der bis zum 31. Dezember 2004 
geltenden Rechtslage) wü rde dazu fü hren, dass der Sonderausgabenabzug f ü r solche Altersvorsorgeaufwendungen 
entgegen der erkennbaren Intention des Gesetzgebers insofern leer liefe, als f ü r diese Regelung kein eigener 
Anwendungsbereich mehr verbliebe (in dieser Hinsicht zutreffend Intemann/ Cö ster, DStR 2005, 1921). Eine solche 
Auslegung wü rde den Willen des historischen Gesetzgebers missachten und der Regelungskonzeption des "schonenden" 
Übergangs in die sog. nachgelagerte Besteuerung, welche im Gesetz ihren Niederschlag gefunden hat, keinen relevanten 
Anwendungsbereich belassen. Dies widersprä che nicht nur dem Wortlaut des § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG. Es wü rde auch das 
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gesamte auf Erlass des AltEinkG gerichtete Gesetzgebungsverfahren desavouieren.  
 
aa) Es mag zweifelhaft sein, welcher Erkenntniswert etwa der Begr ü ndung zum Regierungsentwurf eines Gesetzes oder der 
persö nlichen Stellungnahme eines Mitglieds eines parlamentarischen Gremiums beizumessen ist (vgl. Bydlinski, Juristische 
Methodenlehre und Rechtsbegriff, 2. Aufl. 1991, S. 428 ff., 449 ff.). Vorliegend kann indes nicht unberü cksichtigt bleiben, 
dass --angestoßen durch den Auftrag des BVerfG zur Neuregelung des Steuerrechts der Altersvorsorge und Alterseink ü nfte-
- auf der Grundlage von umfangreichen, u.a. durch die sog. R ü rup-Kommission erarbeiteten Vorü berlegungen und im 
Rahmen einer vom Finanzausschuss des Bundestags durchgefü hrten Anhö rung ü ber die gesamten Entstehungsphasen des 
AltEinkG hinweg nachweislich ein bestimmter parlamentarischer Konsens organisiert worden ist, der u.a. zum Ziel hatte, eine 
haushaltsschonende Überleitung in die nachgelagerte Besteuerung zu normieren. Das Gesetzgebungsverfahren als 
"Verhandlungs- und Entscheidungsprozess" zur politischen Entscheidung ü ber Alternativen (Schulze-Fielitz, Theorie und 
Praxis der parlamentarischen Gesetzgebung, 1988, S. 255 ff., 301 ff., 371 ff.) und das in den Beschlü ssen der 
parlamentarischen Gremien konkretisierte Ergebnis d ü rfen vom Rechtsanwender nicht negiert werden, wenn dieses 
Ergebnis eindeutig ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn wie im Gesetzgebungsverfahren des AltEinkG (oben 4. f cc) eine 
Gesetzesinitiative, die auf eine grundlegende Ä nderung des Regierungsentwurfs abzielt, abgelehnt wird. Auch durch die 
Ablehnung zur Entscheidung gestellter Alternativen wird der "Wille des Gesetzgebers" geformt, ohne dass --der Natur der 
Sache nach-- dieser Verfahrensschritt im Gesetzeswortlaut seinen Niederschlag finden wü rde (vgl. P. Fischer, 
Auslegungsziele und Verfassung, in Festschrift fü r Klaus Tipke, 1995, S. 187 ff., 198 ff.).  
 
bb) Einem allgemeinen Grundsatz der Methodenlehre zufolge darf ein Gesetz nicht in der We ise ausgelegt werden, dass es 
keinen relevanten Regelungsbereich hä tte (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss vom 1. Mä rz 1997 2 BvR 1599/89, 2 BvR 1714/92, 
2 BvR 1508/95, Hö chstrichterliche Finanzrechtsprechung --HFR-- 1997, 512). Anderenfalls wä ren die aus Art. 20 Abs. 3 GG 
herzuleitenden Grenzen der richterlichen Auslegungsbefugnis ü berschritten. Solches ist der Fall, wenn die Rechtsprechung 
sich an die Stelle des Gesetzgebers setzt, indem die Auslegung zu einem Ergebnis f ü hrt, das in Widerspruch steht zu dem 
auslegungsfä higen und auslegungsbedü rftigen Wortlaut der gesetzlichen Vorschrift, ihrer Systematik und ihrem erkennbaren 
Sinn (vgl. BVerfG-Beschlü sse vom 27. Dezember 1991 2 BvR 72/90, BStBl II 1992, 212, und vom 22. Dezember 1992 
1 BvR 1333/89, DStR 1993, 603).  
 
6. Anders als § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG in der bis zum 31. Dezember 2003 geltenden Fassung entfaltet § 10 Abs. 3 Satz 5 
EStG eine Sperrwirkung, die den Abzug von Werbungskosten ausschließt. Insofern ist die Rechtsprechung des VI. Senats 
des BFH (Urteile vom 17. Dezember 2002 VI R 137/01, BFHE 201, 211, BStBl II 2003, 407, und vom 27. Mai 2003 
VI R 33/01, BFHE 202, 314, BStBl II 2004, 884) fü r die vorliegende Entscheidung ohne Bedeutung.  
 
7. Gegen die gesetzliche Zuweisung der Beiträ ge zur Rentenversicherung zu den Sonderausgaben bestehen keine 
durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken. 
 
a) Art. 3 Abs. 1 GG verbietet die Ungleichbehandlung von wesentlich Gleichem und die Gleichbehandlung von wesentlich 
Ungleichem (BVerfG-Entscheidungen vom 24. April 1991 1 BvR 1341/90, BVerfGE 84, 133, 157 f.; vom 15. Juli 1998 
1 BvR 1554/89 u.a., BVerfGE 98, 365, 385). Art. 3 Abs. 1 GG ist jedenfalls dann verletzt, wenn sich ein vernü nftiger, sich 
aus der Natur der Sache ergebender oder sonst einleuchtender Grund f ü r die gesetzliche Differenzierung oder 
Gleichbehandlung nicht finden lä sst (BVerfG-Urteil in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618, unter C. I., m.w.N.). Verletzt der 
Gesetzgeber das allgemeine Gebot der folgerichtigen Ausgestaltung steuerlicher Grundentscheidungen (BVerfG-Beschlü sse 
vom 30. September 1998 2 BvR 1818/91, BVerfGE 99, 88, 95, und vom 11. November 1998 2 BvL 10/95, BVerfGE 99, 280, 
295, BStBl II 1999, 502), dann indiziert dies einen solchen Verstoß. Ausnahmen von einer solchen folgerichtigen Umsetzung 
bedü rfen eines besonderen sachlichen Grundes. 
 
Zu den das Einkommensteuerrecht tragenden Grundprinzipien rechnet das objektive Nettoprinzip. Danach werden 
Einnahmen nicht brutto, sondern gekü rzt um damit im Zusammenhang stehende Erwerbsaufwendungen der Besteuerung 
unterworfen (BVerfG-Entscheidungen vom 2. Oktober 1969 1 BvL 12/68, BVerfGE 27, 58, BStBl II 1970, 140, und vom 
23. Januar 1990 1 BvL 4/87, 1 BvL 5/87, 1 BvL 6/87, 1 BvL 7/87, BVerfGE 81, 228, BStBl II 1990, 483). Dieser 
verfassungsrechtliche Aspekt kö nnte allenfalls dann berü hrt sein, wenn man eine den Werbungskostenabzug begr ü ndende 
betragsmä ßige Relation herstellt zu der ab dem Jahre 2040 geltenden Besteuerung der Alterseink ü nfte mit dem vollen 
Nennbetrag des Zuflusses. Dies fü hrt indes nicht zur Verfassungswidrigkeit des vorgelagerten beschrä nkten Abzugs der 
Vorsorgeaufwendungen, weil die bis zum Jahre 2024 beschrä nkte Abziehbarkeit der Vorsorgeaufwendungen integraler 
Bestandteil der Übergangsregelung ist, die das BVerfG als verfassungsrechtlich unbedenklich akzeptiert hat; insoweit hat 
das BVerfG dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum zugestanden (BVerfG-Urteil in BVerfGE 105, 73, BStBl II 
2002, 618, unter D. II.). Ausgehend von diesem f ü r sich gesehen verfassungsrechtlich unbedenklichen Datum kann die 
Stimmigkeit des vom Gesetzgeber verwirklichten Systems der nachgelagerten Besteuerung nur daran gemessen werden, ob 
der nachgelagerte steuerliche Zugriff auf die --spä ter zufließenden-- Alterseinkü nfte gegen das vom BVerfG ausgesprochene 
Verbot einer Doppelbesteuerung von Lebenseink ü nften verstö ßt. M.a.W.: Die Versagung des vollen Abzugs der 
Vorsorgeaufwendungen in den Jahren 2005 bis 2024 ist nicht isoliert betrachtet verfassungsrechtlich problematisch, sondern 
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nur in der Gesamtschau mit der spä teren Rentenbesteuerung. Insoweit wird spä ter der Umfang der Rentenbesteuerung auf 
dem Prü fstand stehen, denn erst durch diesen wird gegebenenfalls eine verfassungsrechtlich unzul ä ssige Überbesteuerung 
bewirkt werden. Aus diesem Grund hat der erkennende Senat im vorliegenden Verfahren auch noch nicht ü ber die 
verfassungsrechtlichen Schranken der Besteuerung der zufließenden Renteneinnahmen zu entscheiden (vgl. auch 
Kammerbeschluss des BVerfG vom 21. Dezember 2004 2 BvR 2197/04, HFR 2005, 353, 355).  
 
b) Im Rahmen einer spä teren Überprü fung der Verfassungsmä ßigkeit des § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa EStG wird der 
Senat das Grundsystem der nachgelagerten Rentenbesteuerung zu ü berdenken haben. 
 
aa) Insoweit wird zu erwä gen sein, ob der Gesetzgeber wegen des Gebots der folgerichtigen Umsetzung des Prinzips der 
grundsä tzlichen Nichtsteuerbarkeit privater Vermö gensumschichtungen ü berhaupt berechtigt ist, Rentenzuflü sse, soweit sie 
auf eigenen Beitragszahlungen des Steuerpflichtigen beruhen, ü ber den Ertragsanteil hinausgehend der Besteuerung zu 
unterwerfen (P. Fischer, Deutsche Steuerjuristische Gesellschaft --DStJG-- 24, 463, 488; ders., Betriebs-Berater --BB-- 
2003, 873; Jachmann, DRV-Schriften Band 51, 125, 130; a.A. Sö hn, StuW 2003, 332). Die Gesichtspunkte des "Einkaufens" 
in ein --privates oder staatliches-- Transfersystem und des hiermit korrespondierenden Abzugs vorweggenommener 
Aufwendungen (vgl. oben 4. b aa) hindern eine Besteuerung jedenfalls nicht, wenn und soweit der Steuerpflichtige mit 
seinen Beiträ gen keinen versicherungsrechtlich begrü ndeten "eigenen" Anspruch bzw. eine Anwartschaft hierauf "erwirbt", 
es sich bei den (spä teren) Rentenbezü gen vielmehr um staatliche Transferleistungen handelt, die grunds ä tzlich 
einkommensteuerbares Einkommen sind (vgl. BVerfG in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618, unter C. V. 1. c). Es liegt auf 
der Hand, dass der Anteil solcher Transferleistungen abhä ngig ist von der Art und vor allem von der Finanzierung des 
jeweiligen Versorgungssystems: Es ist hier zu unterscheiden etwa zwischen Renten aus berufsstä ndischen 
Versorgungseinrichtungen, die nach dem Versicherungsprinzip und dem Grundsatz der Kapitaldeckung arbeiten einerseits 
(vgl. fü r das Versorgungswerk der Rechtsanwä lte im Land NRW, Seer, StuW 1996, 323, 330), und landwirtschaftlichen 
Alterskassen andererseits. Soweit der Steuerpflichtige hingegen mit seinen Beitr ä gen einen "eigenen" 
Versicherungsanspruch erwirbt, der zu einer Ablaufleistung f ü hrt, die als Einmalbetrag nicht steuerbar wä re (Senatsurteil 
vom 15. Juni 2005 X R 64/01, BFHE 210, 281, DStR 2005, 1764), wird sich die Frage stellen, ob hier die Grunds ä tze der 
BFH-Rechtsprechung ü ber die "Anschaffung von Rentenrechten" (z.B. BFH-Urteil vom 30. Oktober 2001 VIII R 29/00, BFHE 
197, 114) durch die gesetzliche Anordnung einer "nachgelagerten Besteuerung" ausgeblendet werden k ö nnen. Denn man 
kann daran denken, die zwingenden Folgerungen aus der zeitlich gestreckten Auszahlung eigenen Verm ö gens auch dann 
zu ziehen, wenn die Anschaffung des Versicherungsanspruchs durch den Sonderausgabenabzug beg ü nstigt war. Dann 
mü sste die vom BVerfG geforderte Verhinderung der Entstehung von "weißem" Lebenseinkommen rechtstechnisch in der 
Weise "konstruiert" werden, dass die in der Erwerbsphase steuerfrei belassenen Versicherungsbeiträ ge in der 
Auszahlungsphase --gegebenenfalls typisierend-- nachversteuert werden.  
 
bb) Hä lt man hingegen eine grundsä tzlich die gesamten Renteneinnahmen umfassende Besteuerung f ü r zulä ssig, weil der 
rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer wirtschaftlich gesehen ebenso wie der Beamte auf Grund seiner 
nichtselbstä ndigen Tä tigkeit als Gegenleistung im weitesten Sinn Anwartschaftsrechte auf Versorgung im Alter und bei 
Erwerbsunfä higkeit aus anderen Grü nden erwirbt (BVerfG-Urteil in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618, unter C. III. 2.), hat 
auch eine solche die gesamten Renteneinnahmen umfassende Besteuerung verfassungsrechtliche Grenzen. Sie ist unter 
der vorgenannten Prä misse dann grundsä tzlich verfassungsrechtlich zulä ssig, wenn sie Beitragszahler betrifft, deren 
Aufwendungen steuermindernd berü cksichtigt worden sind. Insoweit ist es dann unerheblich, dass diese Minderung nicht im 
Rahmen des Werbungskostenabzugs, sondern durch den Sonderausgabenabzug bewirkt worden ist. In 
verfassungsrechtlicher Hinsicht ist nicht die zutreffende systematische Zuordnung dieser Aufwendungen entscheidend, 
sondern der Gesichtspunkt der am Maßstab des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) zu beurteilenden 
Ergebnisrichtigkeit. 
 
Werden hingegen die Beitragszahlungen teilweise aus versteuertem Einkommen erbracht, ist das zwingende Gebot des 
BVerfG zu beachten, dass hierauf beruhende Rentenzahlungen nicht erneut der Besteuerung unterworfen werden d ü rfen 
(BVerfG-Urteil in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618, unter D. II.). Insoweit wird insbesondere zu ü berprü fen sein, ob der 
Gesetzgeber dieses Gebot des BVerfG zutreffend interpretiert hat (vgl. hierzu Bericht des Finanzausschusses des 
Deutschen Bundestags, BTDrucks 15/3004, S. 13; Kommissionsbericht, S. 51; kritisch hierzu und zu anderen Fragen 
insbesondere Hey, DRV 2004, 1, 8; Ruland, a.a.O., 2005, 889, 901). 
 
cc) Es ist davon auszugehen, dass die Problematik der zutreffenden Besteuerung der dem AltEinkG unterfallenden 
Renteneinkü nfte in Fä llen von ab dem Jahr 2005 zufließenden Renteneinnahmen i.S. von § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, aa 
EStG die Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit in ü berschaubarer Zeit erreichen und sodann einer verfassungsrechtlichen 
Klä rung zugefü hrt werden wird. 
 
8. Die lediglich beschrä nkte Abzugsfä higkeit des Arbeitnehmeranteils zur Rentenversicherung verletzt auch nicht das aus 
dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) abzuleitende subjektive Nettoprinzip. Danach muss dem Steuerpflichtigen ein 
"staatsfreies Existenzminimum" verbleiben; bestimmte zwangslä ufige Aufwendungen mü ssen, auch wenn sie in den Bereich 
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der privaten Lebensfü hrung fallen, steuerlich verschont werden (BVerfG-Beschluss vom 4. Dezember 2002 2 BvR 400/98, 
2 BvR 1735/00, BVerfGE 107, 27, BStBl II 2003, 534; Senatsbeschluss vom 14. Dezember 2005 X R 20/04, BFH/NV 2006, 
431).  
 
Der Senat kann offen lassen, ob der Gesetzgeber gehalten ist, den Arbeitnehmeranteil zur gesetzlichen Rentenversicherung 
deshalb in vollem Umfang steuerlich freizustellen, weil dieser Aufwand zwangslä ufig entsteht und die hierfü r verwendeten 
Einkü nfte dem Arbeitnehmer aktuell nicht zur Verf ü gung stehen (so Sö hn, StuW 1985, 395; Sö hn/Mü ller-Franken, StuW 
2000, 442; Wernsmann, StuW 1998, 317). Denn das BVerfG hat den Gesetzgeber angewiesen, die steuerliche  Behandlung 
des Abzugs von Vorsorgeaufwendungen im Rahmen der Neuordnung der Rentenbesteuerung mit zu regeln (BVerfG -
Beschlü sse vom 26. Mä rz 1980 1 BvR 121/76, 1 BvR 122/76, BVerfGE 54, 11, BStBl II 1980, 545, und vom 20. August 1997 
1 BvR 1523/88, HFR 1998, 397). Diese Entscheidung hat der Gesetzgeber im AltEinkG in der Weise getroffen, dass im Jahr 
2005 geleistete Rentenversicherungsbeiträ ge mit 60 v.H. und die in Folgejahren geleisteten Beiträ ge mit einem um jeweils 2 
vom-Hundert-Punkte hö heren Prozentsatz abziehbar sind (§ 10 Abs. 3 Satz 6 EStG). Im Jahr 2025 geleistete 
Rentenversicherungsbeiträ ge sind demgemä ß im Rahmen des Sonderausgabenabzugs vollstä ndig freigestellt, denn die 
Gesamtbeiträ ge zur gesetzlichen Rentenversicherung erreichen auch nicht ann ä hernd den gesetzlichen Hö chstbetrag des 
§ 10 Abs. 3 Satz 1 EStG von 20 000 € . Aus diesem Grund kann es der Senat offen lassen, ob die Aussage im Beschluss 
des BVerfG vom 11. Januar 2005 2 BvR 167/02 (BFH/NV 2005, Beilage 3, 260), wonach im Rahmen des Grenzbetrags des 
§ 32 Abs. 4 Satz 2 EStG Einkü nfte des (volljä hrigen) Kinds um von diesem geleistete Sozialversicherungsbeiträ ge zu kü rzen 
sind, weil dem Kind in dieser Hö he die Einkü nfte nicht zur Verfü gung stehen, in dem Sinne zu verallgemeinern ist, dass 
solche Aufwendungen stets steuerlich freizustellen sind.  
 
9. Nach Ansicht des erkennenden Senats ist auch die Regelung des § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG i.d.F. des AltEinkG 
verfassungsrechtlich unbedenklich. Hierbei kann der Senat offen lassen, ob diese Frage im vorliegenden Streitfall deshalb 
nicht erheblich ist, weil Vorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 2 EStG wie dargelegt (unter 3. a) nicht auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragen werden kö nnen. Im Streitfall kann es auf die Verfassungsmä ßigkeit der Regelung des § 10 
Abs. 3 Satz 5 EStG nur ankommen, wenn man in Erwä gung zieht, dieses Eintragungsverbot unterliege insoweit 
verfassungsrechtlichen Bedenken. Der Senat braucht dieser Frage nicht weiter nachzugehen, weil gegen § 10 Abs. 3 Satz 5 
EStG keine verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen.  
 
a) Nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG ist den vom Steuerpflichtigen geleisteten Vorsorgeaufwendungen i.S. von Satz 1 
dieser Vorschrift u.a. der von seinem Arbeitgeber geleistete Anteil zur gesetzlichen Rentenversicherung hinzuzurechnen. 
Dieser Gesamtbeitrag wirkt sich im Jahr 2005 nur mit 60 v.H. aus (§ 10 Abs. 3 Satz 4 EStG). Gleichwohl ist der sich hierbei 
ergebende Betrag gemä ß § 10 Abs. 3 Satz 5 EStG um 100 v.H. dieses Arbeitgeberanteils zu kü rzen. Nur die Differenz ist als 
Sonderausgabe abziehbar. 
 
b) Diese Regelung beruht auf einem sachgerechten Grund und verstö ßt daher nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Der 
Gesetzgeber will im Jahr 2005 geleistete Vorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG mit 60 v.H. von der 
Besteuerung freistellen. Da der Arbeitgeberanteil bereits auf Grund von § 3 Nr. 62 EStG nicht der Besteuerung unterliegt, ist 
es gerechtfertigt, den Sonderausgabenabzug um diesen Betrag zu k ü rzen. Hierdurch wird gewä hrleistet, dass zwei 
Steuerpflichtige, bei denen jeweils solche Vorsorgeaufwendungen in Hö he des gesetzlichen Hö chstbetrags von 20 000 €  
angefallen sind, von denen jedoch nur einer einen solchen steuerfreien Arbeitgeberanteil erhalten hat, steuerlich in gleichem 
Umfang freigestellt werden. Der Steuerpflichtige, der selbst den Gesamtbeitrag zur Rentenversicherung und/oder zu anderen 
Altersvorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG leistet, kann im Jahr 2005 60 v.H. der Aufwendungen, also 
12 000 €  als Sonderausgaben abziehen. Der andere Steuerpflichtige, dessen Vorsorgeaufwendungen sich aus eigenen 
Beiträ gen zur gesetzlichen Rentenversicherung, Vorsorgeaufwendungen i.S. von § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b EStG und aus 
dem anzusetzenden Arbeitgeberanteil von beispielsweise 2 000 €  zusammensetzen, erhä lt eine Steuerfreistellung ü ber § 3 
Nr. 62 EStG von 2 000 € . Umgekehrt kann er als Sonderausgaben 60 v.H. von 20 000 €  = 12 000 €  abzü glich 2 000 €  
Arbeitgeberanteil geltend machen (vgl. Risthaus, DB 2004, 1329, 1332). Die steuerliche Freistellung beider Steuerpflichtiger 
ist daher im Ergebnis gleich.  
 
c) Dem steht nicht entgegen, dass die sozialgerichtliche Rechtsprechung diesen Arbeitgeberanteil nicht als Arbeitslohn 
beurteilt und auch der BFH der Vorschrift des § 3 Nr. 62 EStG nur deklaratorischen Charakter beimisst (Urteil des 
Bundessozialgerichts vom 29. Juni 2000 B 4 RA 57/98 R, BSGE 86, 262; BFH-Urteil vom 6. Juni 2002 VI R 178/97, BFHE 
199, 524, BStBl II 2003, 34). Denn nach der Rechtsprechung des BVerfG liegt in Gestalt des Arbeitgeberanteils ein Beitrag 
zum Erwerb der Vorsorgungsanwartschaft vor, der unmittelbar wirtschaftliches Ergebnis der Arbeitsleistung ist (BVerfG -Urteil 
in BVerfGE 105, 73, BStBl II 2002, 618, unter C. V. 1. b). 

 


